
366 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 

des Finanz- und, Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (295. der. Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz 1948 geändert wird 

, (20~ Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) 
und 

über die Regierungsvorlage (324, der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Vertrags­
bedienstetengesetz . 1948 geändert wird 

(21. V ertragsbedienstetengesetz-Novelle) 
Die Bundesregierung hat am 3. Mai 1972 

rden Entwurf einer \20. Vertng~bediensteteii­
gesetz-NovelLe im Nationalrat ,eingebracht, durch 
welchen im wesentlichen die Vereinba:~ungen des 
Verhandlungskomitees ,der Gebietskörperschaften 
und des Verhandlu:ngsaussclmsses der vier Ge­
werkschaften ,des öff,entlichen Dienstes erfüllt 
sowie tex:diche Verbesserungen vorgenommen 
weliden sollen. Weiters ha:t ,die Bundesregierung 
am 24. Mai 1972 den Entwurf einer 21. Vertrags­
bedienrtetengesetz-Novelle im N ationalrateinge­
bracht, durch welchen die Anwendung der für 
die Beamten 'in ,der 26. Gehal1lsgesetz-Novelle 
getroffenen Neuregelung der Nebengebühren auf 
die Vertra;gsbedienteten ermög~icht werden 50'11. 

Der Finanz- und Budgeta:usschuß Ihat die bei­
den, inhaltlich zusammen:gehörenden Vorlagen· 
am 7. Juni 1972 in Ge~nwart des Bundesmini-

Mondl 
Berichterstatter 

'sters für Finanzen Dr. A n Icl r<> s c h sowie der 
Frau Sta~tssektretär Kar I' Ider Vorberatung 
,unterzogen. Den Bel'icht über die 20. Ve1"trags­
lbedienstet1engesetz-Novelle el1stattete A:bgeO'rd­
neter Mon d I, ,den über ,die 21. Vertragsbe­
dienstetengesetz-Nov.elle Ahgeor,dneter 0 r t­
ne r. Ahgeor,dneter Robel'lt W'e i s z beantragte, 
beide Novellen zu einem Gesetz.entwurf zusam­
menzufassen, und brachte gemeinsam mit 'den 
Abgeordneten S u p pan und Dr. B r 0 es i g k e 
einen Zusatzantrag zur Vollziehungsklausel ein. 

Bei der Abstimmung wurden die 20. Vel'ltrags­
bediensteteng'esetz-Novelle (295 der Beilagen) 
uncldie 21. V ertragsbedientetengesetz-Novelle 
(324 der Beilagen) als zusammengefaßter Gesetz­
entwurf unter Berücksichtigung ,des 'gemeinsamen 
'Zusa:tzantrages der Abgeordneten Robel't 
Weisz, Suppan und Dr. Broesigke ein­
stimmig angenommen. Aus dieser Abstimmung 
ergibt sich der bei;gedruckte Gesetzestex:t. ' 

A1s Ergebnis seiner Beratung steHt der Aus­
schuß somit den A 'fllt rag, Ider Nationalrat 
.wolle dem a n g e s chI 0 'S sen enG es e t z­
e n t w u r f die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen.. 

Wien, am 7. Juni 1972 

Or. Tull 
Obmann 

'f. 

366 der Beilagen XIII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 4

www.parlament.gv.at



2 366 der Beilagen 

'I. 
Bundesgesetz vom .......... 1972, 

mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 
1948 geändert wird (20. Vertragsbedien­

stetengesetz-N ovelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. 
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 62/1972 wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 lit. b erhält folgende Fassung: 

",b )~uf Personen, deren Dienstverhältnis durch 
die Kl!nsthochschul-Dienstordnung, BGBl. 
Nr. 77/1972, geregelt ist;" 

2. § 8 a Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Dem Vertragsbediensteten gebühren das 
Monatsentgelt und allfällige Zulagen (Dienst­
zulagen, Verwaltungs dienstzulage, Ergänzungs­
zulagen, Haushaltszulage, Teuerungszulagen). So­
weit in diesem Bundesgesetz Ansprüche nach dem 
Monatsentgelt zu bemessen sind, sind Dienst­
zulagen, die Verwaltungsdienstzulage und Ergän­
zungszulagen dem Monatsentgelt zuzuzählen." 

3. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende 
Fassung: 

in der Entlohnungsgruppe .. ,' 

a c d e in der Ent- I b I I I 
lohnungssrofe I-'-'-'-'--'------"--'------"------!..---

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 

6074 
6376 
6678 
6980 
7303 
7625 
7947 
8270 
8592 
8914 
9236 
9559 
9881 

10203 
10525 
10946 
11366 
11787 
12207 
12628 

4474 
4717 
4960 
5203 
5446 
5689 
5932 
6175 
6418 
6661 
6983 
7305 
7628 
7950 
8272 
8594 
8917 
9239 
9561 
9883 

Schilling 

3673 
3871 
4069 
4266 
4464 
4662 
4785 
4908 
5032 
5155 
5278 
5402 
5525 
5649 
5772 
5895 
6019 
6332 
6654 
6977 

3326 
3507 
3689 
3870 
4051 
4232 
4346 
4459 
4572 
4686 
4799 
4912 
5025 
5139 
5252 
5365 
5479 
5592 
5705 
5861 
6017 

3106 
3219 
3332 
3446 
3559 
3672 
3743 
3813 
3884 
3954 
4025 
4095 
4166 
4236 
4307 
4377 
4448 
4518 
4589 
4659 
4730 

4. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende 
Fassung: 

in der Ent­
lohnungsstufe 

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9 

10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 

3613 
3801 
3988 
4176 
4363 
4551 
4665 
4780 
4895 
5009 
5124 
5238 
5353 
5467 
5582 
5696 
5811 
5926 
6040 
6199 
6357 

in der Entlohnungsgruppe 

3500 
3687 
3875 
4062 
4250 
4438 
4552 
4667 
4781 
4896 
5010 
5125 
5239 
5354 
5469 
5583 
5698 
5812 
5927 
6085 
6244 

Schilling , 

3386 
3574 
3762 
3949 
4137 
4324 
4439 
4553 
4668 
4782 
4897 
5012 
5126 
5241 
5355 
5470 
5584 
5699 
5814 
5972 
6131 

3336 
3449 
3563 
3676 
3789 
3903 
3976 
4049 
4122 
4195 
4268 
4341 
4414 
4487 
4560 
4633 
4706 
4779 
4852 
4925 
4998 

3248 
3361 
3475 
3588 
3701 
3814 
3887 
3960 
4033 
4106 
4179 
4252 
4326 
4399 
4472 
4545 
4618 
4691 
4764 
4837 
4910 

3160 
3273 
3386 
3500 
3613 
3726 
3799 
3872 
3945 
4018 
4091 
4164 
4237 
4310 
4383 
4456 
4529 
4602, 
4675 
4748 
4822 

5. § 14 Abs. 4 entfällt; Abs. 5 ist als Abs. 4 
zu bezeichnen. 

6. § 20 erhält folgende Fassung: 

"Wochendienstzeit 

§ 20. Für das Ausmaß der Wochendienstzeit 
der Vertragsbediensteten gilt § 28 der Dienst­
pragmatik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung 
der Dienstpragmatik-Novelle 1972, BGBl. Nr. 
XX/1972, sinngemäß." 

7. § 22 erhält folgende Fassung: 

"N ebengebühren; Verwaltungsdienstzulage 

§ 22. (1) Für die Nebengebühren gelten die 
einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen für die 
Bundesbeamten sinngemäß. 

(2) Den Vertragsbediensteten des Entlohnungs 
schemas I und des Entlohnungsschemas II gebührt 
eine Verwaltungsdienstzulage. Sie beträgt 
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366· der Beilageii. 3 

in der Entloh-

I 
Entlohnungs-

I SdJ.illing 
n~ngsgruppe stufe 

p 1 bis P 6, 
1 bis 11 e, d, c 

420 

b 1 bis 4 

p.l bis P 6, 
ab 12 e, d, c 

b ab 5 578 

a 1 bis 8 

a ab 9 735 

(3) Ein Anspruch auf Verwaltungsdienstzulage 
besteht nicht für Zeiträume, für die ein Anspruch 
auf die Heeresdienstzulage (§ 52 a) besteht." 

8. § 35 erhält folgende Fassung: 

"Abfertigung 

§ 35. (1) Dem Vertragsbediensteten gebührt 
beim Enden des Dienstverhältnisses nach Maß­
gabe der folgenden Bestimmungen eine Ab­
fertigung. 

(2) Der Anspruch auf Abfertigung besteht 
nicht, 

1. wenn das Dienstverhältnis auf bestimmte 
Zeit eingegangen wurde (§ 4 Abs. 3) und durch 
Zeitablauf geendet hat; 

2. wenn das Dienstverhältnis vom Dienstgeber 
nach § 32 Abs. 2 lit. a, c oder f gekündigt wurde; 

3. wenn das Dienstverhältnis vom Dienst­
nehmer gekündigt wurde; 

4. wenn den Dienstnehmer ein Verschulden 
an der Entlassung (§ 34 Abs. 2) trifft; 

5. wenn der Dienstnehmer gemäß § 34 Abs. 3 
oder 4 entlassen wurde; 

,6. wenn der Dienstnehmer 'ohne ,wichtigen 
Grund vorzeitig austritt (§ 34 'Abs. 5); 

7; wenn d~s Dienstverhältnis einverständlich 
aufgelöst wird und keine Vereinbarung über die 
Abfertigung zustande kommt; , 

8. ~enri das Dienstverhältnis gemäß § 3Q A1?s. 1 
Hf. c oder dendet,: " " , 

verehelicht oder' ein ,lebendes Kind geboren hat, 
das Dienstverhältnis kündigt; 

2. wenn 'das Dienstverhälttiis bei Männern 
nach Vollendung des, 65 .. LebenSjahres, bei 
Frauen nach Vollendung des 60.' Lebensjahres 
durch den Dienstnehnier gekündigt wird und das 
Dienstverhältnis mindestens zehn Jahre ununter-
brochen gedauert" hat. " 

(4) Di~ Abfertigung, betrigt nach, einer Dauer, 
des Dienstverhältnisses von 

'3 Jahren das Zweifache, 
5 Jahren das Dreifache, 

10 Jahren das Vierfache, 
'15 Jahren das Sechsfache, ' 
20 Jahren das Neunfache, 
25 Jahren das Zwölffache 

des dem Ver,tragsbediensteten für den letzten 
Monat des Dienstverhältnisses gebührenden Mo­
natsentgeltes und der Haushaltszulage. 

(5) Dienstzeiten in Dienstverhältnissen zu einer 
inländischen Gebietskörperschaft sind der Dauer 
des Dienstverhältrtisses nach Abs. 4 zuzurechnen. 
Die Zurechnung ist ausgeschlossen, 

1. soweit die Dienstzeit in einem anderen 
Dienstverhältnis für die Bemessung des Ruhe­
genusses angerechnet wurde, wenn aus diesem 
Dienstverhältnis eine Anwartschaft oder ein 
Anspruch auf einen Ruhegenuß besteht; 

2. wenn das Dienstverhältnis noch andauert 
oder wenn es in einer Weise beendet wurde, 
durch die ein Abfertigungsanspruch erlosch oder, 
falls Abs. 2 auf das Dienstverhältnis anzuwenden 
gewesen wäre, erloschen wäre; 

3. wenn der Vertragsbedienstete bei Beendi­
gung des Dienstverhältnisses eine Abfertigung 
erhalten hat, soweit diese Abfertigung nicht 
rückerstattet wurde; bei teilweiser Rückerstattung 
ist die Dienstzeit in einem entsprechenden Teil­
ausmaß zuzurechnen., 

(6) Wird das Dienstverhältnis durch den Tod 
des Vertragsbediensteten gelöst, so tritt an die 
Stelle der 'Abfertigung ein Sterbekostenbeitrag. 
Dieser beträgt die Hälfte derAbfertigting~Hat 
das Dienstverhältnis noch nicht drei Jahre 
gedauert; ,so beträgt der Sterbekostenbeitrag das 
Einfach~ des' dem Vertragsbediensteten . für d~n 
letzten Monat des Dienstverl:).altnisses' gebühren­
den Monatsentgeltes und der Baushaltszulage. 
DerSterbekostenbeitrag gebühr,i nur den gesetz­
lichen Erb,en, zu der~n Erhaltung der Erblasser 
gesetzlich verpflichtet war. Sind solche, gesetz­
li,che Erben nicht vorhanden, so ka,nn der Sterbe­
kostenbeitrag ganz oder zum Teil' elen Personen 

(3) Abweichend vom Abs. ,2 Z;, 3 gebÜhrt gewährt werden, die erwiesenermaßen dle Be-
eine Abfertigung auch dann; , ' gräbniskosten aus eigenen Miti:dnbesttitten oder 

1. wenn"eine' weibliche Vertragsbedienstete den Verstorbenen in seiner'letzten Krarikheit vor 
innerhalb von sechs Monaten, nachdem sie sich' dem Tod gepflegt haben~" ' 
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4 366 Cler Beilagen 

9. Die Tabelle im § 41 .A.b,s. 1 erhält f()lgende 
Fassung: 

in der in der Entlohnlingsgruppe 
Ent-

I pa I t 112a2!12al112b3112b2112bll I 3 loh-
.. ungs-
stufe Schilling 

1 7349 6116 5505 5287 5135 4891 4625 3964 
2 7719 6433 5861 5552 5474 5229 4896 4176 
3 8090 6750 6218 5816 5812 5568 5166 4387 
4 8724 7279 6574 6080 6151 5907 5437 4599 
5 9359 7808 7076 6477 6574 6330 5743 4810 
6 9993 8336 7578 68~3 , 6997 6753 6049 5062 
7 10627 8865 8081 7270 ' 7420 7176 6355 5314 
8 11262 9394 8583 7667 7843 7599 6661 5566 
9 11988 10002 9085 8063 8266 8022 6967 5817 

10 12715 10689 9588 8460 8689 8445 7273 6069 
11 13508 11376 10222 8988 9112 8868 7578 6321 
12 14301 12064 10857 9517 9618 9374 8015 6573 
13 15094 12751 11491 10046 10124 9880 8452 6890 
14 15887 13439 12126 10575 10630 10386 8889 7207 
15 16680 14126 12760 11103 11136 10892 9326 7524 
16 18694 16202 13447 11632 11642 11398 9763 7842 
17 19696 17127 14135 12161 12148 11904 10199 8159 

15. Im § 44 a Abs. 5 erhält der letzte Satz fol'­
gende Fassung: 

,,(5) ... : .. Die Dienstzulage beträgt jährlich 
in der' Entlohnungsgruppe I 1. . .. S 14.593, 
in den Entlohnungsgruppen I 2 .. S 11.627, 
in der Entlohnungsgruppe 13 ... S 7:772;" 

16. Nach § 52 wird folgender § 52 a eingefügt: 
,,§ 52 a. Vertragsbediensteten, die nach § 11 ' 

des Wehrgesetzes, BGBL Nr. 181/1955~, in der 
Fassung des Bundesges~tzes BGBL Nr. 185/1966 
zur Ausübung einer Unteroffiziersfunktion heran­
gezogen werden, gebührt für die Dauer dieser 
Verwendung eine Heeresdienstzulage in der im 
§ 85 d des Gehaltsgesetzes 1956 in der jeweils 
geltenden Fassung festgesetzten Höhe." 

18 20699 18052 14822 12690 12654 12410 10636 8476 ' 

17. § 53 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
,,(4) Sofern es ,zur Anpassung des Monatsent­

geltes und der im § 8 a Abs. 1 angeführten Zu­
lagen an geänderte Lebenshaltungskosten not­
wendig ist, können durch Verordnung der Bun­
desregierung im Einvernehmen mit dem Haupt­
ausschuß des Nationalrates Teuerungszulagen ge­
währt werden. Diese Teuerungszulagen sind in 
Hundertsätzen festzulegen. Sie können für das 
Moruitsentgelt und die einzelnen im § 8 a Abs. 1 
angeführten Zulagen auch verschieden hoch fest-

19 21701 18918 15509 13218 13160 12916 11073 8793 

10. Die Tabelle im § 44 Abs. 2 erhält folgende 
Fassung: 

in ·der Entlohnung~gruppe in der Entgeltstufe 

bei einer für die Vollbcschäfti- 1 I 2 
gung (§ 38) vorgeschriehenen für jede Jahteswochen~t~de 
Höchstwochenstundenzahl von Schilling 

1 pa 6466 6979 

18 4502 4849 
19 4260 4592 

I 1 20 4049 4366 
21 3852 4154 
24 3369 3641 

1 2a 2 3157 3399 
1 2a 1 , 2916 3112 
I 2b 3 2953 3157 
1 2b 2 2840 3036 
1 2b 1 2613 2765 
1 3 2311 2553 

11. Im § 44 a Abs. 1 letzter Satz werd~n die 
Beträge von "S 117~90'\ "S 169·30" und 
"S 61·50" durch die Beträge von"S 148·40", 
"S 213·10" und "S 77·40" ersetzt. ' 

12. Im § 44 a Abs. 2 werden die Beträge von 
"S 113·40" und "S 207·60" durch die Beträge 
von "S 142·80" und "S 261·30" ersetzt. 

13. Im § 44 a Abs. 3 wird in lit. 
a) der Betrag von '"S 113·40" durch den Betrag 

von "S 142·80" 
b) der Betrag von"S 113·40" durch den Betrag 

von ,,8 142·80" 
c) der Betrag von "S 207·60" durch den Betrag 

von ,,8 261·30" 
d) der Betrag von ,,893·20" durch den Betrag 

von ,,8 117·30" ersetzt. 

14. Im § 44 a Abs. 4 werden die Beträge von 
"S 74·10" und "S 61·50" durch die Beträge von 
"S 93·30" und "S 77·40" ersetzt., 

gesetzt werden." ' 

Artikel 11 
Die im Vertragsbedienstetengesetz 1948 in der 

Fassung des Art. I angeführten Entlohimngs­
ansätze gebühren ab 

1. Juli 1972 im Ausmaß von 91·96 v. H. 
1. J~li 1973 im Ausmaß von 94·64 v. H. 
1. Juli 1974 im Ausmaß von 97·32 v. H. 
1. Juli 1975 im Ausmaß von 100·00 v. H. 

Artikel m 
Bei der Berechnung der dem Vertragsbedien­

steten am 15. November 1972 gebührenden Son­
derzahlung ist die Verwaltungs dienstzulage gemäß 
§ 22 Abs. 2 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 
111, der Fassung des Art. I Z. 7 dem Monatsent­
gelt zuzuzählen. 

Artikel IV 
(1) Es treten in' Kraft: 
1. Art. I Z. 16 mit 1. Jänner 1972; 
2. Art. I Z. 1 mit 15. März 1972; 
3. Art. I Z. 3, 4 und 9 bis 15 sowie Art. II 

mit 1. Juli 1972; 
4. Art. I Z. 2, 5 bis 7 und 17 mit 1. De­

zember 1972. 
(2) Mit der Vo1lzi~hung dieses Bundesgesetzes 

ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird, 
die Bundesregierung, in Angclegebheit:en jedoch, 
die nur den Wirkungsbereich eines Bundes­
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut. 
Im Bereich der Kanzlei des Präsidenten des Natio­
nalrates ist der Präsident des Nationalrates mit 
der V 0llziehung betraut. 
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